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Nach dem Ende des Kalten Krieges schien die Macht der USA 
absolut zu sein. Die Vorstellung, dass am Ende der Blockkon-
frontation zwei Großmächte auf Augenhöhe Frieden schließen, 
musste schnell begraben werden. Der offizielle Ausruf „No Win-
ners, no losers“ war reine Kosmetik und die neuen Machtverhält-
nisse nach der Auflösung des Warschauer Pakts und der Implosion 
der Sowjetunion wurden schnell deutlich. Am 28. Januar 1992 
nahm der damalige US-Präsident George H.W. Bush keine Rück-
sicht mehr und verkündete: „Mit Gottes Gnaden, Amerika hat den 
Kalten Krieg gewonnen.“1  
Der Hauptnachfolgestaat der Sowjetunion, Russland, versank 
im Chaos und war vorübergehend kein bestimmender Akteur 
auf der internationalen Ebene mehr. Der Politologe Janusz Bug-
ajski meint sogar: „Russland erlebte den tiefgehendsten ökono-
mischen, politischen und militärischen Kollaps eines Imperiums, 
das nicht im Krieg besiegt wurde.”2 In Osteuropa eröffneten sich 
dadurch für die einzig verbliebene Weltmacht vollkommen neue 
Möglichkeiten. Der Geostratege Zbigniew Brzezinski war einer 
der Vordenker des westlichen Vormarsches in den ehemaligen 
Ostblock. Sein strategischer Plan, den er 1997 formulierte, sah 
das Vordringen der Vereinigten Staaten und seiner Verbündeten 
bis nach Zentralasien vor. Durch die Erweiterung der NATO und 
der EU sowie die Schaffung neuer Pipeline- und Handelsrouten 
sollte Russland komplett umgangen und marginalisiert werden. 
Der Geostratege sprach sich gar für eine Dreiteilung des größten 
Landes der Erde aus.3 Mit der Osterweiterung von NATO und 
EU, der Unterstützung der pro-westlichen „bunten Revolutionen“ 
in Georgien (2003), der Ukraine (2004) und in Kirgisien (2005) 
sowie diversen Pipelineprojekten wurden bedeutsame Schritte in 
diese Richtung unternommen und hätte Russland, besonders seit 
der ersten Präsidentschaft 
Wladimir Putins im Jahre 
2000, nicht auf interna-
tionaler Ebene wieder an 
Macht zugelegt, wäre eine 
Umsetzung der ambitio-
nierten Pläne Brzezinskis 
durchaus möglich gewe-
sen. Doch die Verhältnisse 
haben sich verschoben 
und Russland hat zumin-
dest Teile seiner früheren 
Einflusssphäre wieder an 
sich binden können.
Wenn nun im vergan-
genen Jahr von ebendie-
sem Brzezinski zu hören 
ist, dass die Rolle der 
Vereinigten Staaten „in 
Zukunft angesichts der 
neuen Realitäten in Eurasien subtiler und verantwortungsbewus-
ster ausgeübt werden“ muss und dass „Dominanz durch einen 
einzigen Staat, egal wie mächtig er ist, […] nicht länger möglich“ 
ist, so ist dies ein deutliches Indiz für globale Kräfteverschiebun-
gen in den vergangenen Jahren. Dies 
lässt sich nicht nur auf Russland, 
sondern auch auf China und andere 
aufstrebende Mächte beziehen. Brze-
zinskis Auffassung nach bedeutet 
diese neue Epoche in erster Linie, 
dass die USA „nicht mehr diktieren 
können. Wir können nicht mehr der 
abschreckende und für alle interna-
tionalen Belange zuständige Akteur auf der globalen Szene sein.“4 
Auch der National Intelligence Council der Vereinigten Staaten 
sagt ökonomische und politische Verschiebungen sowie die Ent-
stehung einer zunehmend multipolaren Welt voraus.5 In diesem 
Artikel sollen wichtige Charakteristika dieser aufkommenden 
multipolaren Welt aufgezeigt werden, vor allem aus wirtschaftli-
cher und sicherheitspolitischer Perspektive heraus. Im Anschluss 
erfolgt ein Vorschlag, wie eine Positionierung zu diesen Entwick-
lungen aussehen könnte. 
Weltwirtschaftliche Verschiebungen 
Trotz der Vormachtstellung der Vereinigten Staaten nach dem 
Ende des Kalten Krieges betont der US-amerikanische Intellektu-
elle Noam Chomsky, dass die USA bereits seit den 1970er Jahren 
im wirtschaftlichen Abstieg begriffen sind „und dass der wunderli-
che Triumphalismus der 1990er Jahre […] größtenteils auf Selbst-
täuschung beruhte.“6 Denn auch wenn die Vereinigten Staaten eine 
Phase von Prosperität und nahezu uneingeschränkter Macht auf 
der Weltbühne erlebten, so stützte sich ihr Wirtschaftsmodell, vor 
allem ab den 1970er Jahren, jedoch hauptsächlich auf die Expan-
sion des Finanzmarkts. Die Instabilität dieses Wirtschaftsmodell 
lässt sich besonders seit dem Platzen mehrerer Spekulationsblasen 
in den Jahren 2001 und 2002 immer deutlicher beobachten. Trotz-
dem weiß sich das Finanzkapital, auch in der verschärften Krise ab 
2007/2008, an vielen Stellen weiterhin zu behaupten, da es seine 
Machtressourcen keineswegs eingebüßt hat.7
Nach dem Zweiten Weltkrieg – von 1945 bis ca. 1965 – erlebten 
die USA ihre größte wirtschaftliche Blüte. Als sie ihre Führungs-
rolle im Produktionsbereich an Westdeutschland und Japan zu 
verlieren drohten, konter-
ten sie dies mit der Expan-
sion des Finanzsektors.8 
Um den Raum für diese 
Expansion zu sichern, 
musste – mit Hilfe des 
Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) – die 
bedingungslose Öffnung 
ausländischer Märkte 
erzwungen werden. Dies 
geschah besonders seit 
den 1980er Jahren, als 
Lateinamerika eine ganze 
Reihe von Schuldenkrisen 
erlebte. „Von verschulde-
ten Ländern forderte man 
als Gegenleistung für ein 
Umschuldungsprogramm 
die Umsetzung institutio-
neller Reformen, also etwa die Kürzung der Sozialausgaben, die 
Flexibilisierung des Arbeitsmarkts und natürlich Privatisierungen. 
Das Ganze lief unter dem Begriff ‚strukturelle Anpassung‘.“9 Mit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion und der blitzschnellen 
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Transformation von real existierendem Sozialismus zu Kapitalis-
mus eröffneten sich noch größere Möglichkeiten für das Finanz-
kapital. In den betroffenen Regionen konnten lokale Eliten von 
dem neoliberalen Modell profitieren – der Großteil der Bevölke-
rung hatte hingegen zeitgleich mit gravierenden sozialen Folgen 
zu kämpfen. Während das Wachstum der Weltwirtschaft seit der 
Umsetzung des Neoliberalismus insgesamt nachließ10, bescherte 
dieses Wirtschaftsmodell den Vereinigten Staaten – besonders in 
den 1990er Jahren – eine ökonomische Vormachtstellung. Paral-
lel zum finanzwirtschaftlichen Boom fand in den USA selbst eine 
enorme Deindustrialisierung statt und insbesondere mit China ist 
ein neues Produktionszentrum des Industriekapitalismus entstan-
den (ehemalige US-amerikanische Industriestädte wie die „Motor 
City“ Detroit bieten heutzutage einen gespenstischen Anblick). 
Durch den Absturz der US-Finanzwirtschaft seit dem Platzen 
der Internet-Spekulationsblase 2001 und verstärkt seit der Wirt-
schaftskrise ab 2007/08, durch die Loslösung Russlands und 
Lateinamerikas vom Einfluss des  IWF und durch das anhaltende 
Wachstum Chinas sowie die Ausweitung seines globalen Einflus-
ses scheint die alleinige US-amerikanische Führung in der Welt-
wirtschaft inzwischen nicht mehr haltbar zu sein. Dies bedeutet, 
dass wir uns von einer unipolaren hin zu einer multipolaren Welt-
ordnung bewegen. Laut dem Wirtschaftswissenschaftler Robert 
Kappel „bricht sich eine überwältigende und unaufhaltsame 
Dynamik Bahn, die vornehmlich in Richtung Asien und Süd-
Süd-Kooperationen führt. Viele Regierungen wenden sich von 
den USA und der EU ab und den regionalen Führungsmächten 
zu, die zu den neuen Zentren mit Welteinfluss geworden sind.“11 
Trotz der Betonung der besonderen neuen Dynamik handelt es 
sich hier jedoch um einen langsamen, allmählichen Vorgang, 
weshalb der Begriff „Multipolarisierung“ passend erscheint, um 
den prozesshaften Charakter hervorzuheben. 
Im Zuge der Multipolarisierung steht besonders die globale 
Anordnung des Kapitalismus zur Disposition. Die Konflikte um 
„die Neuorganisation des Kapitalismus“ werden zukünftig „nicht 
mehr ausschließlich – vielleicht sogar nicht mehr hauptsächlich 
– in den Ländern der nördlichen Zentren ausgefochten“.12 Wir 
sehen uns einer Verschiebung der wirtschaftlichen und politischen 
Kräfte Richtung Osten und Süden gegenüber. Bereits zwischen 
1980 und 2007 sank der Anteil der G7-Länder13 an der Weltpro-
duktion von 55,1 auf 39,5 Prozent.14 Zudem sind die USA im 
Jahr 2005 zum größten Schuldenstaat weltweit geworden, wäh-
rend sie in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg noch der größte 
Kreditgeber waren.15 Die BRICS-Länder – Brasilien, Russland, 
Indien, China und Südafrika – hingegen haben ihre Produktion 
seit 1990 verdoppelt. Dem „Brics Trade and Economic Research 
Network“ zufolge repräsentieren die BRICS-Staaten schon heute 
43 Prozent der Weltbevölkerung, zeigen sich für 18 Prozent des 
globalen Handels zuständig und ziehen 53 Prozent des globalen 
Finanzkapitals an.16 Auch wenn sich das Wachstum dieser Staa-
ten nicht im gleichen Maße wie in den letzten Jahren fortsetzen 
kann, wird der Trend der Machtverschiebung voraussichtlich 
anhalten.17 Vor allem da das nachlassende Wachstum der aufstre-
benden Ökonomien nicht durch eine wirtschaftliche Erholung 
der USA und Europas begleitet wird, scheint das Ende der welt-
wirtschaftlichen Verschiebungen, wie es u.a. durch den Ökono-
men Ruchir Sharma prophezeit wird18, unwahrscheinlich zu sein. 
Besser abgewogen wirkt die Aussage des Ökonomen Antoine van 
Agtmael in Bezug auf die BRICS-Staaten: „Sicherlich, sie sehen 
sich vielleicht harten Anpassungen bei der Gewöhnung an weni-
ger herausragende Wachstumserwartungen gegenüber, während 
sie anspruchsvollere Bevölkerungen zufriedenstellen müssen. 
Aber so oder so kann man mit Sicherheit sagen, dass diese großen 
aufsteigenden Ökonomien dem 21. Jahrhundert ihren Stempel 
aufdrücken werden.”19   
Zunächst wurde das BRIC-Kürzel (damals noch ohne das S für 
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en Südafrika) vom Goldman- Sachs-Ökonomen Jim O’Neill zur 
Bezeichnung für neue Investitionsmärkte geprägt. Der indische 
Historiker Vijay Prashad betont, dass O’Neil hier keineswegs eine 
politische Dimension im Sinn hatte: „Für den Goldman-Sachs-
Analysten war die Größe ausschlaggebend: Die BRICS-Staaten 
umfassten riesige Landflächen, auf denen große Bevölkerungen 
lebten, die nun begonnen hatten, enorme Mengen an Gütern 
und Dienstleistungen hervorzubringen. […] Goldman Sachs 
hoffte, dass das Potenzial der BRIC-Staaten den Norden vor der 
Krise der Deindustrialisierung und finanzieller Instabilität retten 
würde.“20  Doch aus diesen Staaten hat sich inzwischen auch ein 
politisches Bündnis gebildet, das den globalen Kapitalismus ent-
scheidend zu den eigenen Gunsten zu verändern versucht. Hierzu 
haben die BRICS die Gründung einer eigenen Entwicklungsbank 
(als Konkurrenz zur Weltbank) beschlossen, drängen auf Refor-
men internationaler Institutionen und sind um Alternativen zum 
US-Dollar als dominante Weltwährung bemüht.21 Neben diesem 
interkontinentalen Bündnis ist ebenfalls das Aufkommen ande-
rer neuer Regionalbündnisse zu beobachten, die sich explizit zur 
wirtschafts- und sicherheitspolitischen Ausgrenzung der USA 
gegründet haben – hier seien v.a. die lateinamerikanischen Bünd-
nisse CELAC, UNASUR und ALBA sowie die durch China und 
Russland dominierte Schanghaier Organisation für Zusammen-
arbeit (SOZ) genannt. 
Trotz dieser zahlreichen neuen Initiativen muss an dieser Stelle 
jedoch eine Relativierung erfolgen. Es lässt sich nicht behaup-
ten, dass sich alle Anstrengungen dieser Organisationen und 
ihrer Mitglieder ausschließlich gegen die USA (und/oder Europa) 
richten. Hier sei beispielsweise darauf verwiesen, dass China kein 
Interesse an einem schwächelnden US-Binnenmarkt haben kann, 
wohin viele seiner Exporte gehen. Im sicherheitspolitischen Feld 
stehen Russland, China, Indien und die USA allesamt für eine 
strikte Anti-Terror-Politik. Innerhalb der Bündnisse existiert 
zudem Dissens über die Positionierung gegenüber Washington, 
beispielsweise in der UNASUR. Dort pflegt Brasilien eine moderate 
Distanzierung von den USA, während Venezuela für einen konfron-
tativeren Ansatz steht.22 An diesen Beispielen zeigt sich, dass wir uns 
einem komplexen Netz von Interessenkongruenzen und -konflikten 
gegenübersehen, das die globale Politik dieser Tage prägt.
Die militärische Übermacht 
Wie beschrieben, nimmt die globale Vormachtstellung der 
USA wirtschaftlich gesehen ab. Das kann jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass Washington allen anderen Staaten militä-
risch weiterhin deutlich überlegen bleibt. Die Militärausgaben 
des Pentagons sind mehr als viermal so hoch wie die des zweit-
platzierten (sich massiv aufrüstenden) China23 und die US-Navy 
ist größer als die Seestreitkräfte der 17 nächstplatzierten Staa-
ten zusammen.24 Der britische Geograf David Harvey sieht die 
militärische Überlegenheit vor allem in Bezug auf die Kontrolle 
von Ressourcen als entscheidend an. Sollten die USA ihre mili-
tärische Macht dazu einsetzen, „den globalen Ölhahn fest unter 
ihrer Kontrolle [zu] haben“, könnten sie ihm zufolge sogar darauf 
„hoffen, die nächsten fünfzig Jahre lang wirksam die Weltwirt-
schaft zu kontrollieren.“ Zudem würde „jeder künftige militäri-
sche Konflikt […] einseitig sein, wenn die USA die Macht haben, 
ihrem Gegner den Ölhahn abzudrehen.“ 25 Aus dieser Perspektive 
heraus wird die geostrategische Bedeutung des Putschversuches 
gegen Hugo Chávez in Venezuela im Jahre 2002, des Irak-Kriegs 
seit 2003 oder auch der momentanen Auseinandersetzung des 
Westens mit dem Iran deutlich, um nur einige prominente Bei-
spiele zu nennen.
Die große Frage ist nun, ob die wirtschaftliche Schwächung der 
USA schlussendlich auch ihre militärische Dominanz bedroht. 
Der US-amerikanische Außenpolitikexperte Leslie Gelb warnt 
sein Land vor einer Überbetonung des Militärischen bei gleich-
zeitiger Vernachlässigung der Wirtschaft: „Die meisten Nationen 
spielen ihre Außenpolitiktrommeln größtenteils zu ökonomischen 
Rhythmen, aber nicht so die Vereinigten Staaten. Die meisten 
Nationen definieren ihre Interessen größtenteils als ökonomische 
Macht, aber nicht so die Vereinigten Staaten. Die meisten Natio-
nen haben ihre nationalen Sicherheitsstrategien angepasst, um 
sich auf ökonomische Sicherheit zu fokussieren, aber nicht so die 
Vereinigten Staaten.“26 Der hier eingangs zitierte Zbigniew Brze-
zinski vergleicht die heutigen Vereinigten Staaten mit der Sowje-
tunion der 1980er Jahre und zeigt auf, dass der Pax Americana ein 
ähnlicher Kollaps droht.27 Dieser Vergleich kommt David Harvey 
ebenfalls in den Sinn: „Wenn die Sowjetunion wirklich durch die 
Überlastung ihrer Wirtschaft aufgrund des Rüstungswettrennens 
zu Fall gebracht wurde, werden dann die USA in ihrem blinden 
Streben nach militärischer Vorherrschaft die wirtschaftlichen 
Grundlagen ihrer eigenen Macht unterminieren?“28 
Vonseiten der US-amerikanischen Politik scheint es hierzu zwei 
verschiedene Strategien zu geben. Die eine, v.a. durch Republika-
nerInnen vertretene Strategie scheint ein schlichtes Ignorieren der 
US-amerikanischen Schulden vorzuschlagen. Frei nach dem ehe-
maligen Vizepräsidenten Dick Cheney lässt sich dazu die einfa-
che Formel anführen: „[Der ehemalige Präsident Ronald] Reagan 
hat bewiesen, dass Defizite nicht von Bedeutung sind.“29 Dass 
dieses Denken weiterhin sehr präsent ist, zeigte das Programm 
des republikanischen Präsidentschaftskandidaten bei den Wahlen 
2012, Mitt Romney. Hier wurde ein Umdenken in der milita-
ristischen Außenpolitik ganz grundsätzlich abgelehnt – man ist 
gewillt und sieht sich in der Lage, sowohl weitere Kriege gegen 
„kleinere“ Länder zu führen als auch eine scharfe Eskalationspo-
litik gegenüber potenziellen Rivalen zu betreiben und für beides 
die Militärausgaben sogar noch weiter zu erhöhen.30
Die zweite Strategie, eher von AnhängerInnen der Demokra-
tischen Partei vertreten, zollt den wirtschaftlichen Problemen 
Washingtons Tribut, ohne dabei auf die Gewalt basierende 
Vormachtstellung der USA verzichten zu wollen. Die Kriege in 
Afghanistan und im Irak werden dabei als „politisches, ökonomi-
sches und militärisches Desaster“ bewertet. „Vor diesem Hinter-
grund ist es nicht verwunderlich, dass gegenwärtig innerhalb der 
Eliten weiteren Militäreinsätzen mit mehreren zehntausend oder 
womöglich noch mehr Bodentruppen wenig Begeisterung entge-
gengebracht wird.“31  Die neuen Mittel der Wahl sind stattdessen 
Drohnen, Cyberangriffe und Spezialeinheiten. Die punktuellen 
Einsätze von Spezialkräften sind besonders attraktiv, „weil sie weit 
weniger Ressourcen verschlingen als groß angelegte Bodeninva-
sionen.“32 Dies ermöglicht es, sowohl die Militärausgaben (mode-
rat) zu senken (oder zumindest nicht noch weiter nach oben zu 
treiben) als auch teils freiwerdende Ressourcen für die Eindäm-
mung Chinas zu verwenden, wie es nun mit der Schwerpunktver-
lagerung der US-Truppen nach Ostasien geschieht.33
Wie hier ansatzweise gezeigt, haben die Probleme der USA und der 
Aufstieg anderer Mächte einen ganz neuen politischen Fragenkatalog 
erstellt. Die Dynamiken in der Weltwirtschaft und in den außenpo-
litischen Strategien verschiedener Staaten nehmen viele Formen an 
und sind keineswegs widerspruchsfrei. Insgesamt, wie die Soziologen 
Matthias Ebenau und Stefan Schmalz feststellen, „zeichnet sich eine 
Epoche ab, die von äußerst unterschiedlichen nationalen und regio-
nalen Akkumulationsstrategien und Machtblöcken mit stark vari-
ierenden Regulationsvorstellungen gekennzeichnet ist. Diese fügen 
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EUropas Position
Wie bereits betont, geht die Multipolarisierung in langsamen 
Schritten voran und so muss zunächst betont werden, dass 
„Europa nach wie vor der größte Wirtschaftsraum der Welt mit 
einem Anteil am Weltbruttosozialprodukt von knapp 20 Prozent 
[ist]. Auch die Pro-Kopf-Einkommen und die durchschnittlichen 
Produktivitäten in der EU sind weitaus höher als die Chinas, 
Indiens, Brasiliens und Russlands. Von hohem Niveau ausgehend, 
sind die Wachstumsraten der EU aber im Schnitt der letzten drei 
Jahrzehnte niedriger als die der aufstrebenden Mächte. Dies zeigt 
eine mangelnde Dynamik und führt zu einem schleichenden 
Bedeutungsverlust.“35 Der Politologe Luk van Langehove fasst 
den Abstieg Europas so zusammen: „Es gibt viele Zeichen, dass 
ein Höhepunkt erreicht wurde und dass die Indikatoren von hier 
an nach unten gehen.“36
Nach dem Ende des Kalten Krieges schien es zunächst, als ob die 
Europäische Gemeinschaft, die mit den Maastrichter Verträgen 
zur Europäischen Union wurde, zu einem relativ eigenständigen 
Akteur in einer durch die USA dominierten Weltordnung werden 
würde. Besonders im Anschluss an den Kosovo-Krieg wurde der 
Ausbau der militärischen Komponenten europäischer Machtaus-
übung forciert, um auch unabhängiger von Washington mit soge-
nannter Hard Power agieren zu können. In den Regierungsjahren 
Gerhard Schröders in Deutschland (1998-2005) und Jacques 
Chiracs in Frankreich (1995-2007) wurde von einigen europä-
ischen Staaten eine Lockerung der transatlantischen Ausrichtung 
in der Außenpolitik forciert und etwas engere Kontakte zu ande-
ren Partnern, besonders zu Russland, gesucht. Diese Tendenz ist 
vorerst beendet. Europa scheint sich mit den USA darüber einig 
zu sein, dass sie nur gemeinsam den weltwirtschaftlichen Ver-
schiebungen Richtung Osten und Süden etwas entgegensetzen 
können – dazu noch einmal Luk van Langehove: „Vielleicht wird 
sogar ein vollkommen integriertes Europa nicht groß genug sein, 
um seine globalen Ambitionen zu realisieren. In diesem Kontext 
gewinnt die transatlantische Beziehung an Bedeutung.“37 Daniel 
Korski vom Think Tank „European Council on Foreign Relati-
ons“ bezeichnet die Vereinigten Staaten und Europa sogar als „die 
besten Verbündeten“, die sich beide Seiten nur wünschen können 
und erklärt, dass die USA und  Europa „über ähnliche Traditio-
nen verfügen, dieselben Werte teilen und eine lange Geschichte 
gemeinsamer Zusammenarbeit hinter sich haben. […] Aber 
am Wichtigsten ist, dass sich die USA und Europa auf dersel-
ben Seite der heutigen geopolitischen Trennlinie befinden: beide 
sind absteigende Mächte mit einem gemeinsamen, starken Inter-
esse am liberalen Status quo. […] Gemeinsam können die USA 
und Europa sich helfen, ihren kollektiven Abstieg zu managen, 
womöglich ihn sogar abzumildern. Allein jedoch werden beide 
verloren sein.“38 Neben einer verstärkten außenpolitischen Kol-
laboration zeigt sich das transatlantische Zusammenrücken auch 
in den Plänen für eine gemeinsame Freihandelszone zwischen der 
EU und den USA.
Wie bereits hervorgehoben, werden die BRICS-Staaten und 
andere wachsende Volkswirtschaften global bedeutender und 
so versuchen auch europäische Staaten und die EU als Gesam-
tes, ihre politischen und wirtschaftlichen Strategien verstärkt 
auf diese Länder auszurichten. Das deutsche Außenministerium 
unter Guido Westerwelle legte hierzu 2012 ein Konzept vor, in 
dem eine Zusammenarbeit mit den sogenannten „Gestaltungs-
mächten“ angepriesen wird.39 Doch ob die europäischen Staaten 
auf die durch die BRICS angestrebten Veränderungen der inter-
nationalen Wirtschaftsstrukturen (Repräsentation im IWF, der 
WTO und der Weltbank) und der Sicherheitsarchitektur (UNO-
Sicherheitsratsreform)40 nur kooperativ reagieren werden, bleibt 
abzuwarten. Dass sich die EU auf globaler Ebene durchaus auch 
als Gegenspieler der aufstrebenden Ökonomien positioniert, 
kann anhand eines Werbevideos für die EU-Erweiterung aus dem 
Jahr 2012 illustriert werden. In diesem Clip ist eine Frau im haut-
engen gelben Kampfanzug zu sehen, die wie eine brünette Ver-
sion der Schauspielerin Uma Thurman im Film „Kill Bill“ wirkt. 
Sie befindet sich in einer leeren Fabrikhalle. „Plötzlich erfüllt 
ein ohrenbetäubender Gong die Stille, im nächsten Augenblick 
springt ein eiskalt blickender asiatischer Angreifer aus der Gale-
rie herab und auf die […] [Frau] zu. Tauben flattern auf, schon 
steht der nächste Feind bereit, ein Meister der indischen Kampf-
kunst Kalaripayattu, der seinen Säbel durch die Luft schnellen 
lässt. Nicht genug: Eine Tür fliegt auf, schon turnt ein muskel-
bepackter schwarzer Rasta-Mann im brasilianischen Capoeira-
Stil Räder schlagend durch die Halle. […] Die europäische Uma 
holt tief Luft, streckt die Arme aus – und schon gesellen sich 14 
geklonte Kämpferinnen zu ihr, einen gelben Kreis um die Angrei-
fer schließend, die tief beeindruckt und zur Verhandlung bereit 
in den Schneidersitz gleiten. […] Die Damen verwandeln sich 
daraufhin zu Sternen, den 15 Sternen des EU-Logos. ‚Je mehr 
wir sind, umso stärker sind wir‘, lautet die abschließend einge-
blendete Erklärung“.41 Während die EU sich hier als friedlicher 
Akteur präsentiert, werden ihr symbolhaft drei der BRICS-Staa-
ten gegenübergestellt: „die bösen Nicht-Europäer, die die friedlie-
bende alte Welt mit Gewalt überziehen wollen – und obendrein 
auch noch eine wehrlose Frau angreifen“.42 Der Sturm des Prote-
stes gegen dieses Video war nach kurzer Zeit bereits so groß, dass 
es nach wenigen Tagen wieder aus dem Netz genommen werden 
musste.43 
Wie durch einen solchen Werbefilm angedeutet, wächst mit 
den Zweifeln der EU über ihre Rolle in einer aufkommenden 
multipolaren Welt auch ihr Bedarf, sich deutlich von den BRICS 
abzugrenzen und als Alternative darzustellen. Abschließend soll 
nun thematisiert werden, wie eine andere Art von Positionierung 
gegenüber den beschrieben Multipolarisierungstendenzen ausse-
hen könnte.
Das falsche Weltordnungsdilemma
Bei einer Rede in London im Jahre 2003 versuchte die damalige 
nationale Sicherheitsberaterin des US-Präsidenten Bush und spä-
tere Außenministerin, Condoleezza Rice, die angeblich einigende 
Wirkung einer unipolaren Weltordnung zu beschwören: „Der 
Bankrott von Faschismus, Nationalsozialismus und imperialem 
Kommunismus ist einem auf politischer und wirtschaftlicher 
Freiheit gründenden Paradigma des Fortschritts gewichen. […] 
Dieses Zusammenwirken gemeinsamer Interessen und gemein-
samer Werte schafft eine historische Chance, das zerstörerische 
Muster der Rivalitäten zwischen Großmächten zu durchbrechen, 
das die Welt seit dem Aufstieg des Nationalstaats im 17. Jahr-
hundert belastet.“44 Dieser historischen Chance stellt Rice die 
Multipolarität gegenüber, die sie als „eine Theorie der Rivalität, 
der konkurrierenden Interessen – und im schlimmsten Fall – der 
konkurrierenden Werte“45 betitelt. 
Das „Paradigma des Fortschritts“, das Rice nach dem Ende der 
Sowjetunion gegeben sieht, kann aus der Retrospektive nicht 
von vielen als solches wahrgenommen werden. Afrika, Latein-
amerika, Osteuropa und Russland sahen sich durch neoliberale 
„Strukturanpassungsmaßnahmen“ vor erheblichen Problemen, 
die ganz im Gegenteil als fortschrittsfeindlich einzustufen sind 
– profitieren konnten im Wesentlichen nur kleine Eliten der 
jeweiligen Länder. Von Rivalitäten zwischen Großmächten lässt 





































en sich im Anschluss an den Kalten Krieg zwar nicht sprechen, doch 
dafür von vielen kleineren Kriegen. Zudem initiierten die USA 
– teils mit, teils ohne UNO-Zustimmung – zwischen dem Fall 
der Berliner Mauer und dem Irak-Krieg von 2003 zehn große 
Militärinterventionen.46  Wenn Rice hier also eine friedliche, 
fortschrittsorientierte Weltordnung unter Führung der USA 
nach dem Ende des Kalten Krieges suggerieren möchte, so steht 
dies argumentativ auf tönernen Füßen. Dass ihre Meinung global 
nicht geteilt wurde, zeigte sich u.a. in einer in 21 Ländern durch-
geführten Umfrage des BBC im Jahr 2004. In 16 dieser Länder 
wünschten sich eine absolute und in zwei weiteren eine relative 
Mehrheit die Abwahl George W. Bushs, der zur Verkörperung der 
von Rice gepriesenen Weltordnung geworden war. 47
Die – meistens von liberalen DenkerInnen postulierte – Idee 
einer kosmopolitisch-demokratischen Weltordnung nach dem 
Ende der Bipolarität wird von AutorInnen wie u.a. der belgischen 
Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe zu Recht kritisiert, da 
hier die globalen Kräfteverhältnisse vollkommen ausgeblendet 
werden. Der Versuch der Durchsetzung einer globalen Demokra-
tie – wobei sich auch über die genaue Bedeutung dieses Begriffes 
ausführlich streiten ließe – kann nur die Universalisierung des 
westlichen Models unter der Kontrolle eines Hegemons bedeu-
ten. Die vermeintlich demokratische Weltordnung wäre „eine 
unipolare Welt, wo im Namen des Universalismus das westliche 
Modell der Demokratie weltweit aufgezwungen worden wäre.“48 
Mehr noch: Die Mär einer angeblich segensreichen Wirkung 
westlicher Vorherrschaft liefert einen „perfekten“ Vorwand, (auch 
militärisch) alles dafür tun zu dürfen, diese Position ad infinitum 
zu erhalten.49 Und in der Tat gibt es viele Hinweise darauf, dass 
eine im Abstieg begriffene Weltmacht wie die Vereinigten Staaten 
(in Kollaboration mit der EU) bereit ist, ihren Niedergang mit 
gewaltsamen Mitteln aufzuhalten.50 
Angesichts dessen ist die Versuchung groß, sich in diesem Pro-
zess der Multipolarisierung einfach dem „anderen Lager“ anzu-
schließen und sich vorbehaltlos positiv auf Länder wie China 
oder Russland zu beziehen. Doch unsere Kritik darf an dieser 
Stelle nicht verstummen. Wenn wir uns gegen den Interventio-
nismus der Vereinigten Staaten und der Europäischen Union 
(oder einzelner europäischer Staaten) aussprechen, darf dem nicht 
ein simples Abstecken von Einflusssphären für andere Mächte 
gegenübergestellt werden. An dieser Stelle sei daran erinnert, dass 
der dem Nationalsozialismus nahestehende Staatsrechtler Carl 
Schmitt, der durchaus als einer der Vordenker der multipolaren 
Idee bezeichnet werden kann51, von einem „Interventionsverbot 
für raumfremde Mächte“ sprach und „den faschistischen Raub- 
und Vernichtungskrieg zu einer Maßnahme gegen den univer-
salistisch ausgreifenden Imperialismus britischer Provenienz“52 
erklärte und damit legitimierte. Zudem forderte er eine Nicht-
Einmischung der USA in die europäischen Angelegenheiten. 
So wie die USA durch die Monroe-Doktrin eine Nicht-Einmi-
schung in Lateinamerika postulierten, so sollte nach Schmitt eine 
solche Doktrin auch für die Geopolitik des Deutschen Reiches 
in Europa gelten.53 Der Verweis auf Schmitt soll keinen Nazi-
Vergleichen dienen, die an dieser Stelle mehr als absurd wären. 
Worauf hingewiesen werden soll, ist, dass die reine Zurück-
weisung des westlichen Imperialismus noch nichts über andere 
Formen der (Geo-) Politik aussagt, die an dessen Stelle praktiziert 
werden. Auf die heutige Situation übertragen, müssen also die 
Politikmodelle der BRICS-Staaten und deren Auswirkungen in 
ihren jeweiligen Regionen ebenfalls betrachtet werden.
An Kritik der westlichen Globalpolitik mangelt es in den ein-
zelnen BRICS-Staaten nicht – als Beispiel seien hier die zahllosen 
Seitenhiebe Wladimir Putins gegen die USA genannt. Dass diese 
Rhetorik von sozialer Gerechtigkeit – bei aller berechtigter Kritik 
an westlicher Politik – jedoch häufig fehl am Platze ist, hebt der 
Politologe Markus Spörndli in einem Kommentar zum diesjähri-
gen BRICS-Gipfel in Südafrika hervor: „‚Innert kurzer Zeit hat 
diese Gruppierung der Welt gezeigt, dass sie die Basis einer neuen 
gerechteren Weltordnung darstellt.‘ Südafrikas Präsident Jacob 
Zuma sagte dies nicht am Weltsozialforum […]. Er sagte dies 
an einem Galadinner in Durban, wo er […] das fünfte Gipfel-
treffen der großen Schwellenländer Brasilien, Russland, Indien, 
China und Südafrika […] eröffnete. […] Nicht nur die tradi-
tionellen Industrieländer beobachten den zunehmenden Einfluss 
der Brics-Gruppe argwöhnisch. Selbst viele VertreterInnen des 
Südens fühlen sich von den fünf Schwellenländern mehr bedroht 
als vertreten. Die Nationalökonomien dieser Staaten sind alles 
andere als gerecht; sie beruhen zumeist auf extremer sozialer 
Ungleichheit; sie zerstören die Umwelt und erwärmen das Klima. 
Und die Außenwirtschaftspolitik der neuen Wirtschaftsmächte 
ist überaus aggressiv: etwa im subsaharischen Afrika, wo sich 
Indien, China und Südafrika riesige Landwirtschaftszonen aneig-
nen und Rohstoffe ausbeuten.“54 Auch Vihay Prashad spricht den 
BRICS emanzipatorisches Potential ab: „Ein frontaler Angriff auf 
die institutionelle Hegemonie des Nordens oder den neoliberalen 
politischen Rahmen findet bisher nicht statt. Im Gegenteil: Das 
BRICS-Projekt ist – bis jetzt – ein konservativer Versuch der trei-
benden Kräfte des Südens, sich selbst dorthin zu befördern, wo 
ihrer Ansicht nach ihr eigener Platz auf der Weltbühne ist.“55 In 
ihrer jetzigen Verfasstheit bringen die BRICS Prashads Auffas-
sung nach „keine Freiheit […]  für den Süden.“56
Zunächst einmal ist zwar zu begrüßen, dass durch die Verschie-
bung der weltwirtschaftlichen Kräfte der vollkommen überpro-
portionierte Anteil des Westens am globalen Reichtum angetastet 
wird, doch leider führt dies anderswo nur in Maßen zu soziale-
ren, egalitäreren Gesellschaften. Die BRICS-Länder und andere 
aufstrebende Akteure bieten viel zu wenige gute Alternativen zur 
westlichen Politik und sie sind deshalb in einem nur sehr gerin-
gen Maße progressive Gegenkräfte. Weder sollte in der heutigen 
Machtkonstellation ein Kampf des westlichen Liberalismus gegen 
Autokratien im Sinne des US-Politologen Robert Kagan gese-
hen57, noch andersherum den BRICS-Staaten eine Heldenrolle 
im Kampf gegen neokoloniale Ausbeutungsstrukturen zugescho-
ben werden.
Wenn wir uns an einem Antagonismus in der globalen Poli-
tik orientieren wollen, was immer nur eine Vereinfachung sein 
kann, dann sollte dieser nicht „Uni- vs. Multipolarität“, sondern 
vielmehr – in Anlehnung an den US-Soziologen Immanuel Wal-
lerstein – „der Geist von Davos“ vs. „der Geist von Porto Alegre“ 
sein. Gemeint sind hier die beiden ideologischen Ansätze um das 
Weltwirtschaftsforum im Schweizer Urlaubsort Davos und das 
Weltsozialforum (WSF) in der südbrasilianischen Stadt Porto 
Alegre.58 Während das Erstgenannte Politikern, Managern und 
Medienmogulen zur Verteidigung und Vertiefung der neolibera-
len Globalisierung dient, diskutiert Zweitgenanntes unter dem 
Motto „Eine andere Welt ist möglich“ über soziale Alternativen 
zum globalen Kapitalismus. Es ist wahr, dass die Grenzen zwi-
schen den beiden Foren manchmal zu verschwimmen drohen, 
wie etwa der slowenische Philosoph Slavoj Žižek anmerkt: 
„Wohin sind bloß all die leuchtenden Sterne von Porto Alegre 
verschwunden? Ein paar von ihnen sind auf alle Fälle nach Davos 
umgezogen.“59 Es ist ebenfalls richtig, dass das WSF in den ersten 
Jahren nach seiner Gründung (2001) auf der Welle der Antiglo-
balisierungsproteste schwamm und nun weniger Aufmerksamkeit 
erreicht. Trotzdem bleibt es ein „Kristallisationspunkt vielfältiger 
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Brandt attestiert, und es „trägt […] weiterhin zur Selbstverstän-
digung und Strategieentwicklung der sozialen Bewegungen auf 
globaler Ebene bei“.61
An diesem Ansatz globaler Solidarität sollte festgehalten 
werden, und zwar nicht nur, um dem in Davos und anderswo 
gepredigten Neoliberalismus entgegenzutreten, sondern ebenfalls 
um dem falschen Weltordnungsantagonismus, in dem eine uni- 
einer multipolaren Welt gegenübersteht, eine Absage zu erteilen. 
Anders als in dieser Auseinandersetzung „hat der Konflikt zwi-
schen dem Geist von Davos und dem Geist von Porto Alegre 
keine Geografie“, wie Immanuel Wallerstein hervorhebt. „Er 
geht quer durch die gesamte Welt, genauso wie die Bewegun-
gen.“62 Es geht darum, Asymmetrien zu überwinden, die durch 
die geopolitischen Auseinandersetzungen ständig reproduziert 
werden. Ohne diese Auseinandersetzungen um die Weltordnung 
zu unterschätzen oder gar ignorieren zu können, ist der Versuch 
wichtig, ihre räumlichen, sozialen und moralischen Kategorien 
zu überwinden.
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„Folter? Egal“ war der Titel einer Thema-
seite, die am 10. Mai 2012 in der jungen 
Welt erschien und sich mit deutschen 
Rüstungsexporten nach Mexiko bzw. mit 
dem beabsichtigten Abkommen zu einer 
deutschen Zusammenarbeit mit der kor-
rupten mexikanischen Polizei befaßte. Die 
Situation ist seit der Machtübernahme 
durch die Partei der Institutionalisierten 
Revolution (PRI) eher noch schlimmer 
geworden. Die PRI, die bis zum Jahr 2001 
das Land 70 Jahre lang ununterbrochen 
beherrscht hatte, stellt mit Enrique Peña 
Nieto seit Dezember 2012 wieder den 
Präsidenten. Folter und Repression sind 
weiterhin an der Tagesordnung. In den 
letzten Monaten haben immer öfter die 
BürgerInnen kleinerer Städte und ganzer 
Landkreise, insbesondere in den Bun-
desstaaten Guerrero und Michoacan, die 
korrupte, mit den Drogenbanden koope-
rierende Polizei verjagt und stattdessen 
Bürgerwehren aufgestellt. Das ist nicht 
ganz unproblematisch. Wenn derartige 
Strukturen nicht über Jahre gewachse-
nen und von der Bevölkerung demokra-
tisch kontrolliert sind, so wie im Fall der 
Policia Comunitaria (CRAC) im Osten 
Guerreros, besteht bei solchen, aus einem 
Akt der Verzweiflung entstandenen Ein-
heiten manchmal auch die Gefahr, daß 
neue Konflikte entstehen, nachdem alte 
gelöst wurden. Doch die derzeit stattfin-
dende Entwaffnung und Zerreibung der 
von BürgerInnen gebildeten Gemein-
depolizei hat nichts mit dieser latenten 
Gefahr zu tun. Durch den Militäreinsatz 
werden letztendlich die alten korrupten 
Verhältnisse wieder hergestellt. Dabei 
kam es zu massiven Verhaftungen und 
teilweisem Verschwindenlassen von über 
70 Mitgliedern der CRAC, deren Aufbau 
vom Menschenrechtszentrum Tlachinol-
lan begleitet worden war und mit der die 
Regierung des Bundestaates Guerrero eine 
Zeit lang zusammengearbeitet hatte. Seit 
Jahren hatte die CRAC dafür gesorgt, daß 
es in ihrem Einflußbereich sowohl eine 
niedrige Kriminalitätsrate als auch ein ver-
trauensvolles Verhältnis der Bevölkerung 
zu ihrer Polizei, der Gemeindepolizei gab.
Doch die deutsche Regierung scheint 
sich weder an der gewaltsamen Wieder-
herstellung korrupter Verhältnisse noch 
am Fortbestehen gravierender Menschen-
rechtsverletzungen durch die mexikani-
schen Sicherheitskräfte zu stören, denn 
sie hält trotz der Ablehnung des geplanten 
Polizeiabkommens durch die Deutsche 
Menschenrechtskoordination Mexiko 
(siehe auch die Antworten der Bundesre-
gierung auf die Anfrage „Sicherheits- und 
Rüstungskooperation mit Mexiko“ vom 
28.12.2011) und die kürzlich erfolgten 
Proteste mexikanischer Menschenrechts-
organisationen gegen dieses Vorhaben an 
ihren Absichten fest. Doch damit nicht 
genug: Schon bevor dieses Abkommen 
paraphiert und seine notwendige par-
lamentarischen Absegnung erfolgt ist, 
schafft die Bundesregierung vollendete 
Tatsachen. In einer momentan laufenden 
Stellenausschreibung sucht die deutsche 
Botschaft in Mexiko zum 1.11.2013 eine 
Bürosachbearbeiter/in „zur Unterstützung 
bei der Organisation und Verwaltung des 
Büros für polizeiliche Zusammenarbeit“. 
Doch wo eine Sachbearbeiterin unter-
stützen soll, muß es auch einen Büroleiter 
geben. Die Frage ist, wie dessen Zusam-
menarbeit mit einer mexikanischen Polizei 
aussieht, einer Polizei, die immer stärker 
direkt vom Militär kontrolliert wird und 
deren Strukturen notorisch korrupt sind. 
Andererseits ist diese Polizeizusammenar-
beit nicht völlig neu. So wurde laut einem 
vorliegenden Dokument bereits im Sep-
tember 2011 mit deutschen Steuergeldern 
in Höhe von 10.000 EUR ein Lehrgang 
zur „Operativen Analyse“ für die mexika-
nische Polizei durchgeführt, und im Mai 
2011 gab es mit deutscher Unterstützung 
einen Lehrgang zum „Einsatz bei Geisel-
nahme“.
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